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Abstimmung vom 03.02. 
Sind Sie dafür, dass die Ukraine in die 
EU aufgenommen wird?

27,27 % – Ja, das Land gehört zu Eu-
ropa und braucht eine Perspektive.

72,73 % – Nein, mit einem Beitritt 
wäre die EU völlig überfordert.

Frage heute: Sehen Sie in Faesers 
Kandidatur ein Problem?

www.suedkurier.de/umfrage

Die SK Online-App
Jetzt kostenlos laden!

DEUTSCHLAND

HAMBURG

Cum-Ex-Ausschuss lädt 
Scholz und 38 Zeugen
Der Parlamentarische Unter-
suchungsausschuss der Ham-
burgischen Bürgerschaft zur 
„Cum-Ex“-Affäre lädt 38 akti-
ve und ehemalige Bundestags-
abgeordnete als Zeugen, er-
neut auch Bundeskanzler Olaf 
Scholz (SPD). Es handelt sich 
um Mitglieder des Finanzaus-
schusses des Bundestages, die 
2020 bei zwei Aussagen des 
damaligen Bundesfinanzmi-
nisters zugegen waren. Scholz 
soll bereits zum dritten Mal vor 
dem Ausschuss vernommen 
werden. (dpa)

BERLIN

RBB trennt sich 
von Führungskräften
Der Rundfunk Berlin-Bran-
denburg hat sich inzwischen 
von seiner gesamten früheren 
Führungsspitze getrennt. Nun 
mussten Verwaltungschef Ha-
gen Brandstäter und Produk-
tions- und Betriebsdirektor 
Christoph Augenstein gehen. 
Das geht aus einer Mitteilung 
im Intranet des Senders her-
vor. Intendantin Katrin Vernau 
bezeichnet den Schritt als Zä-
sur, die beim Neuanfang hel-
fen werde. Gegen Schlesinger, 
ihren Ehemann und Ex-RBB-
Verwaltungsratschef Wolf-Die-
ter Wolf wird unter anderem 
wegen des Verdachts der Vor-
teilsannahme ermittelt. (epd)

BREMEN

Todesdrohung gegen 
Karl Lauterbach
Wegen einer Todesdrohung 
gegen Bundesgesundheitsmi-
nister Karl Lauterbach (SPD) 
und des Betriebs eines illega-
len Radiosenders hat die Poli-
zei in Bremen die Wohnung 
eines 63-Jährigen durchsucht. 
Der mutmaßliche Anhänger 
der sogenannten Querdenker-
szene soll Lauterbach in einem 
sozialen Netzwerk gedroht  
haben, ihn „mit Blei zum 
Schweigen“ zu bringen. Gegen 
den Mann wird nun wegen 
Bedrohung sowie Verstößen 
gegen das Telekommunikati-
ons- und Tabaksteuergesetz 
ermittelt. (AFP)

LEUTE in der Politik

Giorgia Meloni, 46, Italiens Regierungs-
chefin, ist in Berlin von Bundeskanzler 
Olaf Scholz (SPD) zu einem Staatsbe-
such empfangen worden. „Wir treten 
einer Situation entgegen, die in ganz 
Europa besonders ist“, sagte die rechts-
radikale Politikerin mit Blick auf die 
Ankunft von Bootsflüchtlingen aus 
Nordafrika, die jedes Jahr zu Zehn-
tausenden Italien erreichen. Scholz 
empfing die Chefin der rechtsradikalen 
Partei Fratelli d’Italia (Brüder Italiens) 
mit militärischen Ehren. Zu den wich-
tigsten Themen ihres Treffens gehören 
die Migration in die EU und der Krieg 
in der Ukraine. Anders als ihr Vorgän-
ger Mario Draghi besuchte Giorgia Me-
loni die Ukraine seit Kriegsausbruch 
bislang nicht. Laut Medienberichten 
hat sie das aber noch in diesem Monat 
vor. (dpa)

Steffen Kotré, 51, AfD-
Bundestagsabgeordne-
ter, hat einen Auftritt in 
der Talkshow des russi-
schen TV-Propagandis-
ten Wladimir Solowjow 
verteidigt. Auf Twitter 

schrieb er, er gebe jedem ein Interview 
und würde auch mit Außenministerin 
Annalena Baerbock (Grüne) sprechen, 
die Russland den Krieg erklärt habe. 
„Ich sage: trotz Krieg: Diplomatie und 
miteinander reden – alle Kanäle nut-
zen.“ Solowjow teilte einen Mitschnitt. 
Kotré sagte in der Sendung demnach, 
dass die Mehrheit der Deutschen 
gegen die Lieferungen schwerer Waf-
fen an die Ukraine sei, die Medien aber 
alles dafür tun würden, um das Volk 
gegen Russland und dessen Führung 
einzunehmen. (dpa)

Peter Feldmann, 64, ehe-
maliger Oberbürger-
meister von Frankfurt 
am Main, tritt aus der 
SPD aus. Das teilte der 
in Kritik geratene und 
abgewählte Politiker 

am Freitag mit. „Nach fast 50 Jahren in 
der SPD trete ich aus der Partei aus“, 
heißt es in einem Schreiben, in dem er 
seine eigene Arbeit würdigt und Vor-
würfe gegen Teile der Sozialdemokra-
ten erhebt. Weiter schreibt er von einer 
„Kampagne gegen meine Person“. 
Feldmann war am 6. November ver-
gangenen Jahres mit einem Bürgerent-
scheid abgewählt worden. Im Dezem-
ber war er wegen Vorteilsannahme in 
der Affäre um die Arbeiterwohlfahrt zu 
einer Geldstrafe verurteilt worden, wo-
gegen er Revision einlegte. (dpa)

Sally Perel, als „Hitler-
junge Salomon“ be-
kannt gewordener 
Holocaust-Überleben-
der, ist im Alter von 97 
Jahren gestorben. Das 
teilte die Holocaust-

Gedenkstätte Yad Vashem in Jerusalem 
mit. Laut NDR starb er im Kreise seiner 
Familie in Israel, wo er seit 1948 lebte. 
Sally (eigentlich Salomon) Perel wurde 
1925 im niedersächsischen Peine als 
Sohn eines Rabbiners geboren. Vor der 
Verfolgung durch die Nationalsozialis-
ten floh seine Familie nach Polen, wo 
er als 14-Jähriger der Erschießung nur 
entging, weil er behauptete, ein „Volks-
deutscher“ zu sein. Seine 1990 veröf-
fentlichte Autobiografie wurde unter 
dem Titel „Hitlerjunge Salomon“ ver-
filmt. (KNA)

Zu Besuch in Berlin Auftritt in Russland verteidigt Austritt aus der SPD Er war „Hitlerjunge Salomon“

Washington – Ein chinesischer Spio-
nage-Ballon ist nach Pentagon-Anga-
ben in den Luftraum der USA einge-
drungen, um offenbar hochsensible 
Atomwaffen-Stützpunkte auszukund-
schaften. Der Ballon werde intensiv be-
obachtet, teilte ein hochrangiger Beam-
ter des US-Verteidigungsministeriums 
mit. Ein möglicher Abschuss sei ver-
worfen worden, weil dies womöglich 
zu viele Menschen gefährdet hätte. Die 
Gefahr, ausspioniert zu werden, sei re-
lativ gering.

Der „relativ große“ Ballon sei bereits 
vor einigen Tagen in den US-Luftraum 
eingedrungen und fliege in großer Höhe 
über den Nordwesten der USA, sagte der 
Beamte, der anonym bleiben wollte. 
Schon zuvor sei sein Weg vom US-Mi-
litär verfolgt worden. „Ziel des Ballons 
ist ganz klar Spionage und sein aktuel-
ler Weg führt ihn über sensible Stütz-
punkte“, sagte der Pentagon-Vertreter. 
Darunter seien Luftwaffen-Stützpunkte 
und unterirdische Raketen-Standorte.

 China räumte den Überflug ein, be-
teuerte jedoch, es handle sich um ein 
„ziviles Luftschiff, das für Forschungs-
zwecke genutzt wird, überwiegend für 
meteorologische Zwecke“. Der Bal-
lon sei wegen starken Windes von sei-
nem Kurs abgekommen, erklärte das 
chinesische Außenministerium. „Die 
chinesische Seite bedauert das unbe-
absichtigte Eindringen des Luftschiffs 
in den US-Luftraum aufgrund höherer 
Gewalt.“ US-Präsident Joe Biden ord-
nete den Angaben zufolge an, einen 
möglichen Abschuss zu prüfen. Ver-
teidigungsminister Lloyd Austin und 
Spitzenkräfte des Militärs hätten sich 
letztlich dagegen entschieden, weil bei 
einem Abschuss durch die herunter-
fallenden Teile zu viele Menschen am 
Boden gefährdet werden könnten. „Er 
ist unserer Einschätzung nach so groß, 
dass seine Trümmer Schäden anrichten 
könnten.“ Kampfjets flogen den Anga-
ben zufolge über dem US-Bundesstaat 
Montana in die Nähe des Ballons, um 
diesen einschätzen zu können.

Pentagon-Sprecher Pat Ryder be-
stätigte, dass der Ballon noch immer 
über US-Boden unterwegs sei. Er flie-
ge „deutlich über der Höhe des Luftver-
kehrs“ und stelle „keine militärische 
oder physische Gefahr für die Men-
schen am Boden dar“. Dem anonym 
sprechenden Pentagon-Beamten zu-
folge wurde China bereits wegen des 
Vorfalls kontaktiert und Peking „die 
Schwere des Vorfalls“ verdeutlicht. „Wir 
haben klargemacht, dass wir tun wer-
den, was immer nötig ist, um unser Volk 
und unser Land zu schützen.“

Spionage-Ballon 
über den USA

Ein Höhenballon schwebt über Billings im 
US-Bundesstaat Montana. BILD:  DPA
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Berlin – Man weiß nicht, ob im Hause 
Scholz-Ernst nach diesem Auftritt des 
Kanzlers der Haussegen schief hing. 
Überschwang jedenfalls ist ein noch zu 
mildes Wort für die Reaktion von Olaf 
Scholz auf eine Reporterfrage nach 
Nancy Faeser. „Das ist eine tolle Innen-
ministerin, die wirklich dazu beiträgt, 
dass die Sicherheit in Deutschland vo-
rankommt, und viele, viele Defizite der 
Vergangenheit Stück für Stück mit gro-
ßer Klarheit abarbeitet“, sagte der SPD-
Politiker über seine Parteifreundin. 
Später schob Scholz noch nach, Fae-
ser sei „eine tolle Frau“, die „großarti-
ge Dinge“ könne und von der sich jede 
Hessin und jeder Hesse wünschen wür-
de: „Na, so eine hätte ich gerne!“

Ob die Hessen Faeser wirklich haben 
wollen, wird sich am 8. Oktober zeigen. 
Dann wird ein neuer Landtag für Wies-
baden gewählt, die 52-Jährige tritt als 
Spitzenkandidatin der SDP an. Offiziell 
nominiert wurde die SPD-Landesvor-
sitzende gestern bei einem Spitzentref-
fen der hessischen Sozialdemokraten in 
Friedewald. Bis zum Wahltermin will 
Faeser im Amt bleiben und nur nach 
Hessen wechseln, wenn sie Minister-

präsidentin wird. „Oppositionsführerin 
war ich schon. Wenn die Wählerinnen 
und Wähler sich anders entscheiden, 
werde ich weiterhin als Bundesinnen-
ministerin meiner Verantwortung ge-
recht werden“, sagte sie dem „Spiegel“.

Sowohl ihre Kandidatur an sich als 
auch die Ankündigung, im Falle einer 
Niederlage in Berlin bleiben zu wol-

len, stießen in der Opposition auf Kri-
tik. Unions-Fraktionsgeschäftsführer 
Thorsten Frei (CDU) etwa sagte, das 
Bundesinnenministerium sei nicht nur 
eines der größten, sondern auch der be-
deutendsten Ministerien. Deutschland 
könne sich „schlicht keine Teilzeit-In-
nenministerin leisten“.

Zum Auftakt des Treffens in Friede-
wald zeigte sich Faeser abgeklärt. Die 
Kritik an ihren Plänen habe sie nicht 
überrascht. Bei Männern habe sie Ent-
sprechendes allerdings selten gehört. 
Die Genossinnen und Genossen ap-
plaudierten, Faeser hatte sich zudem 
„volle Rückendeckung“ von Kanzler 
Scholz geholt. Dem Regierungschef 
kam ihre Entscheidung gelegen, hat er 
doch gerade erst für Christine Lamb-
recht Verteidigungsminister Boris Pis-
torius ins Kabinett geholt und damit die 
von ihm beschworene Parität gebro-
chen. Hätte er noch eine Frau im Kabi-
nett verloren, wäre die Erklärungsnot 
größer geworden.

Umfrage: Sehen Sie in Faesers Kandidatur 
ein Problem? www.sk.de/umfrage

Nancy Faeser will’s 
in Hessen wissen

  ➤ Innenministerin will Minis-
terpräsidentin werden

  ➤ Lob vom Kanzler, 
Skepsis in der CDU

Nancy Faeser, heute Bundesinnenministerin, steht 2019 vor einem Plakat der hessischen SPD. BILD:  DPA

V O N  S T E FA N  L A N G E 
politik@suedkurier.de

   ➤ Parteien: Die Kanzlerpartei SPD hat 
im Deutschlandtrend der ARD leicht 
zugelegt, bleibt aber immer noch auf 
einem niedrigen Niveau. In der am 
Donnerstag vorgelegten Erhebung des 
Instituts kommen die Sozialdemokra-
ten auf 20 Prozent – das sind zwei Pro-
zentpunkte mehr als im Januar. Die 
Union aus CDU und CSU büßt zwei 
Prozentpunkte ein, wäre aber mit 27 
Prozent weiterhin stärkste Kraft. Die 
Grünen verschlechtern sich um einen 
Prozentpunkt auf 18 Prozent. Die 
ebenso an der Ampel-Regierung be-
teiligte FDP gewinnt einen Punkt dazu 
und kommt auf sieben Prozent. Die 

AfD steht unverändert bei 15 Prozent. 
Die Linke kommt im Februar auf le-
diglich vier Prozent (minus eins) und 
würde damit den Einzug in den Bun-
destag verpassen.

   ➤ Regierung: Mit der Arbeit der Bun-
desregierung ist weiterhin eine Mehr-
heit von 64 Prozent aktuell weniger bis 
gar nicht zufrieden, nur jeder dritte 
Wahlberechtigte äußerte sich zufrie-
den.

   ➤ Spitzenpersonal: Bei der Bewertung 
des Spitzenpersonals der Regierung 
liegt weiterhin Außenministerin An-
nalena Baerbock (Grüne) vorne: 48 
Prozent geben an, mit ihrer politischen 

Arbeit zufrieden oder sehr zufrieden 
zu sein, 47 Prozent geben an, nicht zu-
frieden zu sein. Auf den weiteren Plät-
zen folgen: Bundeswirtschaftsminister 
Robert Habeck (Grüne) mit 47 Prozent 
Zufriedenheit, Bundeskanzler Olaf 
Scholz (SPD) mit 40 Prozent, der neue 
Verteidigungsminister Boris Pistorius 
(SPD) mit 38 Prozent. (AFP)

So stehen die Parteien in der Gunst der Wähler

„Eine tolle Frau.“

Olaf Scholz, SPD, Bundeskanzler,  
über Innenministerin Nancy Faeser

Das lesen Sie zusätzlich online

 
Was ist los mit Robert Habeck? 
Kommentar von Dieter Löffler:
www.sk.de/11392756
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